Hearing zur Programmdebatte am 21. September 2002 in Hannover 


Robert Steigerwald 

Vorstellungen oder Mutmaßungen über einen künftigen Sozialismus 
(samt kritischer Ein wände) 

Wir haben es für eine iange Zeit mit ganz anderem zu tun ais damit, unmitteibar für den Soziaiismus zu wir¬ 
ken. Es geht darum, das an demokratischen und soziaien Rechten mit Zähnen und Kiauen zu verteidigen, 
das in schweren Auseinandersetzungen errungen worden ist. Es geht sodann darum, aus diesen Verteidi¬ 
gungskämpfen heraus jene Kraft zu entwickein, die fähig sein könnte, die bestehenden Rechte zu erweitern, 
und auch das mit dem Ziei, im Faiie von Erfoigen, gemäß Tuchoiskys Wort zu verfahren: Nun gut, das ist 
der Fiicken, doch wo bieibt der Rock? Das ist der Groschen, doch wo bieibt die Mark? Soiche demokrati¬ 
schen Kämpfe können an Positionen heranführen, wo es um grundiegende Änderungen geht. Sie können 
schiießiich sogar heranführen an die Hebei der Macht. Doch diese müssen in Bewegung gesetzt werden. 
Und dazu bedarf es nicht nur sehr großer Kraft, sondern dem wird der Gegner auch aii seine Kraft entge¬ 
gensetzen. Was dies konkret bedeutet, kann niemand von uns heute sagen. 

Warum hat die DKP dennoch einen Vorschiag zum Thema "Soziaiismus" erarbeitet? Wir sehen wenigstens 
fünf Gründe: 

1. In den sog. Tagesfragen sind immer auch die Grundsatzprobieme enthaiten - wer nicht darüber diskutie¬ 
ren wiii, wie wir den Kapitaiismus überwinden können, kommt mit der Probiematik der Arbeitsiosigkeit 
nicht kiar. 

2. Weii wir noch iange im Reformkampf stecken werden und foigiich im Reformismus ersticken, wenn wir 
nicht unser soziaiistisches Ziei festschreiben und dazu sagen, dass dies nicht durch eine Summe von 
Reformen erreichbar sein wird. 

3. Weii es nötig ist, dem Gegner, der jegiichen Dreck gegen die Idee und die Reaiität des Soziaiismus 
verbreitet, entgegenzutreten. Wir haben es mit einer riesigen Gehirnwäsche zu tun. Wenn Poiitiker und 
Medien wirkiiche oder erfundene Probieme der zerstörten DDR hochspieien, so geschieht dies in kei¬ 
nem Faii, weii es ihnen um einen von soichen Probiemen gereinigten, eben besseren Soziaiismus gin¬ 
ge. Es geht einzig und aiiein darum, in der Bevöikerung den Gedanken an eine mögiiche Aiternative 
zum Kapitaiismus nicht entstehen zu iassen. 

4. Weii es inzwischen siebzig Jahre positive und negative Erfahrungen mit einem Soziaiismus-Modeii gibt 
und wir diese Erfahrungen aufarbeiten müssen. Nach dem Frieden der Vergangenheit, angesichts aber 
auch der vieifäitigen Bemühungen, den Soziaiismus zu verteufein, ist es nötig, sich zur Biianz des in Eu¬ 
ropa zunächst untergegangenen Soziaiismus zu äußern, zu seinen Leistungen aber auch zu den Grün¬ 
den seines Scheiterns. Dabei kann ich natüriich nur jeweiis einige der betreffenden Faktoren einführen. 

5. Weii es, gerade angesichts unserer schweren Niederiage, nicht mögiich sein wird, der Idee des Sozia¬ 
lismus neue Anziehungskraft zu verleihen, wenn wir nicht über sie in ernsthaftester Weise diskutieren. 
Es kommt noch etwas hinzu, was durchaus bedeutsam ist: Wir sagen etwa, wie sich Demokratie im So¬ 
zialismus darstellen soll. Daraus sind Folgerungen für unser Parteiverständnis heute abzuleiten. Wie soll 
uns jemand glauben, wir meinten es mit unseren Demokratie-Vorstellungen im Sozialismus ernst, wenn 
wir es in unserer Partei ganz anders trieben? Das Papier bindet uns also nicht erst in der Zukunft an 
gewisse Normen, sondern auch schon heute. 

Siebzig Jahre Sozialismus haben bewiesen, dass eine Gesellschaft ohne Kapitalisten und Profitscheffelei, 
ohne Kolonien, ohne Ausbeutung fremder Völker, ohne Arbeitslosigkeit möglich ist. Sie haben - vor allem 
angesichts der äußerst ungünstigen Ausgangsbedingungen etwa in der Sowjetunion - gewaltige Leistungen 
auf dem Gebiet der Bildungspolitik erbracht. Und trotz aller ungelösten Aufgaben: Nirgends wurden so gro¬ 
ße Fortschritte für die Besserstellung der Frauen und Mädchen erreicht wie etwa in der DDR. Der Sozialis¬ 
mus hat sich als eine sehr stabile Basis für den weltweiten antiimperialistischen Kampf, für die internationale 
Solidarität erwiesen und allein durch sein Dasein Jahrzehnte relativer Freiheit von Kriegen erwirkt. Und in 
unserem Land saß, wie es in Gewerkschaftskreisen richtig hieß, in Tarifauseinandersetzungen die DDR 
immer als dritter Verhandlungspartner mit am Tisch. Erst seit dem Wegfall des realen Sozialismus kann sich 
das Kapital jene Frechheiten erlauben, denen wir jetzt ausgesetzt sind. Ohne Übertreibung lässt sich sagen, 
dass die Zerstörung des realen Sozialismus eine Niederlage für die gesamte wirkliche Linke, nicht nur für 
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die Kommunisten war bzw. ist. Was wird nach unserer Überzeugung unverzichtbar zum Soziaiismus gehö¬ 
ren? 

Da ist zunächst die Frage der poiitischen Macht. Die bestehende poiitische Macht hat die Aufgabe, dem 
Kapitai zu nützen. Das geschieht ideoiogisch - etwa durch Verteufeiung des Soziaiismus, durch die Predigt, 
der Mensch sei nicht gut genug für den Soziaiismus, mit der bürgeriichen Ordnung sei die Geschichte an ihr 
Ende gekommen usw. usf. Das geschieht juristisch - Erkiärung, die poiitische Macht der Arbeiterkiasse ver¬ 
stoße gegen die freiheitiich-demokratische Grundordnung, durch vieifäitige Gesetze zum Schutz des kapita- 
iistischen Eigentums usw. usf. Es geschieht durch poiitisches Wirken: Aufbau von spezifischen poiizeiiichen 
Organen zur Unterdrückung mögiicher soziaiistischer Bewegungen (bestimmte Festiegungen über den Ein¬ 
satz des Bundesgrenzschutzes ais Beispiei), durch Verbote, z. B. durch das KPD-Verbot, das Bestimmun¬ 
gen enthäit, nach denen sogar Streiks und Demonstrationen für hochverräterisch hingesteiit werden und die 
notfaiis herangezogen werden, um soziaiistische Bestrebungen unterdrücken zu können usw. usf. 

Es ieuchtet ein, dass zur Schaffung einer soziaiistischen Geseiischaft eine andere poiitische Macht errichtet 
werden muss, eine Macht, die nicht mehr die Aufgabe hat, den Kapitaiismus, sondern den entstehenden 
Soziaiismus zu schützen, und zwar ebenfaiis ideoiogisch, juristisch und poiitisch. 

Ich spreche hier verkürzt von der Arbeitermacht, um das Wesentiiche zu betonen. In der Wirklichkeit wird 
ein breites Bündnis diese Macht errichten und verteidigen, anders gibt es keinen Durchbruch zum Sozialis¬ 
mus. 

Die politische Macht ist kein Selbstzweck sondern nötig für die Lösung der Eigentumsfrage. Damit bin ich 
beim zweiten wesentlichen Merkmal des Sozialismus: Diese Gesellschaftsordnung beruht auf dem Vorrang 
des gesellschaftlichen Eigentums an den nur gesellschaftlich in Bewegung zu setzenden Produktionsmitteln. 
Das bedeutet kein Eigentumseinerlei, nicht nur staatliches, zentrales Eigentum. Diese Eigentumsform ist 
allerdings unabweisbar bei solchen Produktionsmitteln, deren Einsatz für die gesamte Gesellschaft notwen¬ 
dig und lebenswichtig ist oder die nur mit dem Einsatz gesamtstaatlicher Akkumulationsmittel möglich ist. 
Daneben kann es unterschiedliche Formen kollektiven Eigentums, wie Genossenschaften, geben. Zum 
Zeitpunkt des Ringens um den Sozialismus werden die objektiven, die sachlichen Produktivkräfte im Gefol¬ 
ge der wissenschaftlich-technischen Revolution eine verglichen mit heute erheblich andere Qualität erreicht 
haben. Unter diesen Bedingungen wird der Einsatz zumindest einer Reihe solcher Produktivkräfte unbedingt 
die gesamtgesellschaftliche Kontrolle erfordern. Andernfalls sind Gefahren gesamtgesellschaftlich äußer¬ 
sten Ausmaßes nicht vermeidbar. Es sind also gesamtgesellschaftliche Strategien ökonomischer, ökologi¬ 
scher und sozialer, wahrscheinlich auch politischer Art, Analysen, Planungen und Aktivitäten gesamtgesell¬ 
schaftlichen Charakters nötig. Das bedeutet nicht, dass alles und jedes Problem der Regelung durch ge¬ 
samtgesellschaftliche Strategie unterworfen werden muss oder auch nur kann. 1957 gab es in der Sowjet¬ 
union 200 000 Großbetriebe, 100 000 Baustellen, 85 000 Kolchosen, 5 000 Sowchosen, mussten für die 
Industriebetriebe acht Millionen Kennziffern und etwa 25 Milliarden Materialwege beachtet werden! Dutzen¬ 
de von Millionen Einzelprobleme ökonomischer oder wirtschaftspolitischer Art von einem einzigen Zentrum 
aus zu planen und zu leiten, schafft riesige Reibungsverluste, ist Brutstelle der Bürokratie. Zumindest hat die 
schließlich in der Bürokratie erstickende, immer mehr in Stagnation geratende dirigistische Leitungsmethode 
in der Sowjetunion eindeutig bewiesen, dass andere Formen der Planung und Leitung nötig sind. Denn nicht 
bewiesen hat das die Unmöglichkeit der geplanten Wirtschaft. Die Produktivkräfte der Mikroelektronik ma¬ 
chen schon heute dezentrale Lösungen im Rahmen gesamtgesellschaftlicher Entwicklungen möglich. Ein 
solches gesamtgesellschaftlich kontrolliertes Wirken von Produktivkräften setzt aber voraus, dass diese 
auch gesamtgesellschaftliches Eigentum sind. Es wird auf dieser Entwicklungsstufe - soweit wir das heute 
beurteilen können - landwirtschaftliche oder handwerkliche Produktionsgenossenschaften geben. Ihr kollek¬ 
tives Eigentum wäre nicht gesamtgesellschaftlicher Art. Das wird zu Problemen und Widersprüchen führen. 
Wenn sich solche Produktivkräfte im Eigentum des jeweiligen Produzentenkollektivs befänden und folglich 
das im Betrieb erarbeitete Mehrprodukt ganz oder teilweise von ihnen angeeignet würde, könnte es zu Son¬ 
derinteressen, zu Formen des Konkurrenzkampfes zwischen diesem Produzentenkollektiv und anderen 
etwa der gleichen Produktionspalette kommen. Ünter diesen Bedingungen treten Widersprüche hinsichtlich 
z. B. der Solidarität der Klasse, also die Betriebskollektive übergreifend, auf. Es gibt hier also auch Proble¬ 
me, die des weiteren Nachdenkens bedürfen. Zur Lösung solcher Probleme sind gesamtgesellschaftliche 
Organe nötig. Es muss gesichert sein, dass ein solches gesamtgesellschaftliches Organ zentrale und de¬ 
mokratische Aspekte in sich vereinigt. 

Es geht darum, das Organisationsprinzip des demokratischen Zentralismus nicht nur in der Partei, nicht nur 
allgemein im gesellschaftlichen Leben des Sozialismus, sondern vor allem auch in der Wirtschaftspolitik 
anzuwenden. 
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Aber es müsste zugleich geklärt sein, dass selbst dann die Entwicklung auf Dauer ins Abseits führen wird, 
wenn nicht die "staatlichen" Aktivitäten an den objektiven ökonomischen Gesetzen, und dazu gehört das 
Wertgesetz, orientiert werden. 

Zu den Fragen, wie Entartungserscheinungen vermieden werden können, sollten wir uns an jene Hinweise 
erinnern, die Marx in seiner Analyse der Pariser Kommune gab und die Lenin besonders betont. "Gegen 
diese, in allen bisherigen Staaten unumgängliche Verwandlung des Staats und der Staatsorgane aus Die¬ 
nern der Gesellschaft in Herren der Gesellschaft wandte die Kommune zwei unfehlbare Mittel an. Erstens 
besetzte sie alle Stellen, verwaltende, richtende, lehrende durch Wahl nach allgemeinem Stimmrecht der 
Beteiligten. Und zweitens zahlte sie für alle Dienste, hohe wie niedrige, nur den Lohn, den andre Arbeiter 
empfingen...Damit war der Stellenjägerei und dem Strebertum ein sicherer Riegel vorgeschoben, auch ohne 
die gebundenen Mandate bei Delegierten zu Vertretungskörpern, die noch zum Überdruss hinzugefügt wur¬ 
den." (W. I. Lenin, Marxismkus und Staat, Dietz Verlag 1970, S. 75) Mag sein, dass dabei hoch qualifizierte 
Kräfte nicht in Funktionen gelangen, da sie mit einer solchen materiellen Bedingung nicht einverstanden 
sind. Dafür aber bliebe der "Apparat" des Staates und der Partei leichter "sauber" zu halten (leichter, denn 
selbst unter solchen Bedingungen ist die Herausbildung von Strebertum nicht völlig auszuschließen!). Doch 
wer unter solchen Bedingungen ein "Amt" annimmt, tut es eher aus Treue zur Sache, aus Idealismus als 
wenn Pfründen und Ähnliches wirken können. 

Des weiteren geht es um die unbedingte Einhaltung der demokratischen Normen ein, z. B. Sicherung der 
Perioden für Rechenschaftslegung und Wahlen. In der KPdSU wurden solche Normen z. B. vom Sommer 
1939 bis Herbst 1952 nicht beachtet! Das schließt ein die regelmäßige und nicht nur formale Rechen¬ 
schaftslegung und Kontrolle, die Abwählbarkeit von Funktionären, die sich etwas zu schulden kommen lie¬ 
ßen, sich nicht solidarisch, sich selbstherrlich verhalten. Unbedingt erforderlich sind die Einhaltung der Kol¬ 
lektivität in der Erarbeitung der Politik, der Beschlussfassung und Führung und - natürlich - die Beschlus¬ 
streue. Ohne ehrliche - nicht spießerhaft-kleinbürgerlich verbogene - Kritik und Selbstkritik, ist an einen rich¬ 
tigen Umgang mit Fehlern nicht zu denken. 

Ein drittes unverzichtbares Merkmal des Sozialismus wird die Planung strategischer Bereiche des wirt¬ 
schaftlichen und sozialen Bereichs sein. Die modernen elektronischen Produktionsinstrumente ermöglichen 
jene Flexibilität, die dem realen Sozialismus so sehr fehlte. 

Besonderes Augenmerk legte das Diskussions-Dokument der DKP zum künftigen Sozialismus auf das Pro¬ 
blem der sozialistischen Demokratie. Wir konnten in hohem Maße an frühere Materialien anknüpfen. Etwa 
an den Entwurf des Parteiprogramms der illegalen KPD vom Jahre 1967 oder an das Parteiprogramm des 
Mannheimer Parteitags von 1978 und das Büchlein von Willi Gerns und mir "Für eine sozialistische Bundes¬ 
republik", das bereits vorher erschienen war. Wir entwickelten Vorschläge hinsichtlich der verfassungsmäßi¬ 
gen und parlamentarischen Ordnung einer sozialistischen Bundesrepublik. Ich nenne nur stichwortartig: 
Wahrscheinlichkeit eines Mehrparteiensystems und einer auf dem Boden einer sozialistischen Verfassung 
wirkenden parlamentarischen Opposition. Trennung der gesellschaftlichen Gewalten. Sicherung der sozia¬ 
len und individuellen Grundrechte. Einführung entsprechender Rechtspflegeorgane. Regelmäßige Rechen¬ 
schaftslegung von Mandatsträgern einschließlich der Möglichkeit ihrer Abberufung, wenn solche Mandats¬ 
träger ihre gesellschaftlichen, gesetzmäßig festgelegten Aufgaben nicht erfüllen. Wir räumen den Gewerk¬ 
schaften einen großen Stellenwert ein und haben überhaupt auf eine deutliche Kennzeichnung und Abgren¬ 
zung der Funktionen der Parteien, der anderen gesellschaftlichen Organisationen und der staatlichen Orga¬ 
ne Wert gelegt. Zu unseren Sozialismus-Vorstellungen gab es kritische Einwände. 

Was wurde eingewandt? 

Dies orientiere sich an der bürgerlichen Demokratie, wie sich in der Frage der Gewaltentrennung und der 
parlamentarischen Opposition in einer sozialistischen Ordnung zeige, missachte die Erfahrungen des Rin¬ 
gens um eine sozialistische Gesellschaftsordnung, also die reale Geschichte, unterschätze den Gegner und 
die von ihm ausgehenden Gefahren für den Sozialismus. Statt eines Zukunftsentwurfs solle man sich damit 
begnügen, die wirklichen Wesensmerkmale des Sozialismus zu benennen, was wir allerdings auch getan 
haben! 

Es hieß im Entwurf des Parteiprogramms, das die verbotene KPD 1967 erarbeitete (und den sie zuvor mit 
Bruderparteien abstimmte!): 

"In einer sozialistischen Ordnung der Bundesrepublik wird das Parlament zu einem wirklichen Organ des 
Volkswillens werden, das auf dem Mehrparteiensystem beruht. Die auf ein breites antimonopolistisches 
Bündnis und auf eine sozialistische Parlamentsmehrheit gestützte Staatsmacht und sozialistische Ordnung 
werden ihre Errungenschaften entschieden gegen konterrevolutionäre Anschläge der großkapitalistischen 
Reaktion zu schützen haben. Eine parlamentarische Minderheit, die die Verfassung und die vom Parlament 
beschlossenen Gesetze einhält, wird ihre Rechte wahrnehmen können." 
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Dem Wesen nach gleichlautende Formulierungen finden sich in dem bereits benannten Buch von Willi 
Gerns und mir "Für eine sozialistische Bundesrepublik" aus dem Jahre 1977. Es ist anzunehmen, dass un¬ 
sere Kritiker diese Materialien nicht kennen, sonst müssten sie nicht erst der DKP von heute, sondern der 
kommunistischen Bewegung in Deutschland seit Jahrzehnten den Vorwurf des Revisionismus machen. 

Wesentlicher aber ist, dass sich unsere Kritiker nicht die Mühe machen, sich mit unseren Argumenten zu 
befassen. Man tut diese einfach mit der Floskel ab, sie seien bürgerlich. Nun, es gibt viele Totschlagargu¬ 
mente. Eines kennt man in unseren Reihen besonders gut, das des sog. Stalinismus. Ist etwas erst mal als 
stalinistisch benannt, braucht man es nicht mehr zu prüfen. So ist es auch mit dem Totschlagargument bür¬ 
gerlich. Ich erinnere mich noch an die wildgewordene Kleinbürgerjugend a la Joschka Fischer, Cohn-Bendit 
usw. - die heute alle unter die Rockschöße der Bourgeoisie gekrochen sind - was haben die doch alles als 
bürgerlich abtun wollen. Alle universitäre Wissenschaft war ihnen einfach bürgerlich, nicht nur ideologische 
Formen des Wissens, auch die Mathematik, die Logik usw. Also machen wir es uns mit dem, was wirklich 
oder auch nur vermeintlich bürgerlich ist nicht zu einfach. Die Klassiker des Marxismus sollten es uns schon 
anders lehren: Die Wahrheit ist immer konkret! 

Also erstens wäre zu prüfen und daran zu erinnern, und zwar nicht nur die Demokratie-Pfaffen der PDS- 
Führung, dass es die bürgerliche Demokratie nicht gab oder gibt. Jene bürgerlichen Aufklärer - ich denke 
jetzt an Kant - die bestimmte Grundtheoreme einer bürgerlichen Verfassung erörterten, sind nicht auf eine 
Stufe zu stellen mit den After-Theoretikern des Spätbürgertums. Lenins letztes Wort in Sachen Staat, ge¬ 
halten auf der Swerdlowsk-Universität (das war die Parteischule der KPdSU) brachte den Genossen, die 
zuvor alles getan hatten, um den bürgerlichen Staat zu zerschlagen, doch auch in Erinnerung, in welcher 
Hinsicht die bürgerliche Demokratie historisch gesehen ein Fortschritt war. Ich erinnere an Lenins Wort von 
der Entwicklung der Demokratie bis ans Ende - wohlgemerkt, da sprach er zu deutschen, holländischen und 
englischen Ultralinken, ging es nicht - noch nicht - um das Problem der sozialistischen Demokratie. Oder an 
Engels, wir brauchten die (bürgerliche!) Demokratie wie die Luft zum Atmen. 

Also wie ist unser Verhältnis zur bürgerlichen Demokratie? Wie unter den Bedingungen des Kapitalismus 
und da dann auch wieder, wie unter den Bedingungen, da eine bürgerliche Republik mit dem Hakenkreuz 
am Stahlhelm entsteht und wie unter Bedingungen, da diese Republik sich im Todeskampf gegen den Fa¬ 
schismus befindet? Wir haben doch daraus Lehren gezogen - wobei "unsere" jetzige Republik sich nicht in 
einem solchen Todeskampf befindet, es dennoch eine Menge zu verteidigen gibt. Lasst uns nicht im nebu¬ 
lösen Gerede über bürgerliche Demokratie das Geschäft der gründlichen Analyse und des Nachdenkens 
vergessen. 

Ganz anders steht es dann um die sozialistische Demokratie. Wir haben die Grundlehren der Dialektik 
missachtet. Wir haben nur den Verrat bürgerlicher Kräfte an ihren eigenen "geheiligten" Werten gesehen, 
nur ihre Heuchelei in Sachen Demokratie. Wir haben uns nicht der Aufgabe gestellt, dialektisch zu negieren, 
aufzuheben im Hegelschen Sinne: das Überholte, Falsche zu annullieren, das Bewahrenswerte zu bewah¬ 
ren und es höher zu entwickeln. Statt dessen haben wir versucht, ohne die Aufgabe des Aufhebens zu mei¬ 
stern, lediglich unter Bruch mit der Geschichte etwas aufzubauen, das nichts Aufzuhebendes enthalten 
sollte. Daraus sind für künftige Wege zum Sozialismus Lehren zu ziehen. 

Ich erinnere noch einmal daran, dass unsere Vorstellungen davon ausgehen, es werde keinen Weg zum 
Sozialismus ohne breitesten Massenkampf geben. Das bedeutet, dass es nicht nur Kommunisten, nicht nur 
Marxisten sein werden, die zum Kampf für den Sozialismus antreten. Folglich wird es die unterschiedlich¬ 
sten Motive für den Sozialismus geben, marxistisch-sozialistische, christliche, ökologische, allgemein huma¬ 
nistische usw. Wenn der Sozialismus durch ein solches breites Bündnis erkämpft werden wird, hat das eini¬ 
ge Konsequenzen. 

Erstens wird der ideologisch-politische Überbau erheblich anders aussehen als jener, den es in der bisheri¬ 
gen Geschichte des Sozialismus gab. Die Kräfte, die gemeinsam den Sozialismus erstritten, werden in die¬ 
sem Überbau politisch und ideologisch vertreten sein und selbstverständlich für ihre Motivationen eintreten 
wollen und dies auch können. Dabei können Differenzen auftreten, solche auf dem Boden des gemeinsam 
erkämpften Sozialismus!, seines Aufbaus, seiner Ausgestaltung. Das kann dazu führen, dass bestimmte 
Kräfte zeitweilig oder auch länger aus der Regierungsverantwortung austreten wollen, also in die parla¬ 
mentarische Opposition wechseln. Das wäre etwas völlig anderes als eine konterrevolutionäre Opposition. 

Zweitens wäre zu beachten, dass dies alles auf dem Boden einer breiten, massenhaften Akzeptanz des 
Sozialismus stattfände, es für eine konterrevolutionäre Opposition keine Massenbasis gäbe. 

Drittens muss man natürlich darauf gefasst sein, dass sich hinter einer zunächst auf dem Boden des Sozia¬ 
lismus wirkenden Opposition eine solche konterrevolutionären Charakters herausbilden kann. Doch darüber 
ist in entscheidendem Maße die Politik der Sozialisten verantwortlich. Wenn sie so arbeiten, dass sie die 
Massen verlieren, entwickelt sich die Konterrevolution, gleichgültig, ob sich diese auf parlamentarische Po- 
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sitionen stützen kann oder nicht. Hier iiegt der Kernpunkt der Probieme, soweit es um die inneren Entwick- 
iungsbedingungen des Soziaiismus geht, hierauf können und müssen die Soziaiisten einwirken. Von mehr 
ist hier nicht die Rede. Es wird auch keinen Weg zum Soziaiismus geben, wenn es nicht geiingt (und auch 
das geht nicht ohne breitesten Massenkampf) wesentiiche Fortschritte im antimiiitaristischen Ringen zu er- 
zieien. Das sind aber doch Voraussetzungen, wie es sie in Europa beim Weg zum Soziaiismus noch nir¬ 
gends gegeben hat (denn die russischen Bauern waren zwar für die Revoiution, weii sie nur von der den 
Frieden und den Boden kriegen konnten, aber für den Soziaiismus?). Müssen daraus und aus Erfahrungen 
des reaien Soziaiismus nicht gründiich Lehren gezogen werden? Wie hätte sich beispieisweise Lenin ge¬ 
genüber soichen neuen Erscheinungen, Prozessen, Erfahrungen verhaiten? Hätte er sich damit zufrieden 
gegeben, einfach die früheren Positionen zu wiederhoien? Wie ist das mit der Gewaitenteiiung und der Ge- 
waitentrennung? 

Die Konzeption der Gewaitenteiiung kam im vorrevoiutionären bürgeriichen Denken auf, ais die Bourgeoisie 
noch nicht stark genug war, die ganze Macht, aiie Gewait für sich zu fordern, aiso die Feudaien aufforderte, 
die Gewait mit der aufkommenden Bourgeoisie zu teiien - natüriich, von Ausnahmen abgesehen, eine iiiuso- 
rische Forderung. Sobaid die Bourgeoisie dazu fähig war, die ganze Macht in ihre Hände zu nehmen, woiite 
sie diese keinesfaiis etwa mit der entstehenden Arbeiterkiasse teiien. Nun nahm diese Forderung eine ande¬ 
re Gestait an: Die ganze Gewait in die Hände der Bourgeoisie! Aber die Instrumente der Ausübung von Ge¬ 
wait, das iegisiative, exekutive und das judikative Instrument, sollten so voneinander abgetrennt, geteilt wer¬ 
den, dass keines von ihnen - die jedoch alle Instrumente der Bourgeoisie an der Macht waren und sind! - in 
die Kompetenzen des anderen eingreifen kann. So sollte jenen Willkürhandlungen etwa des Souveräns die 
Möglichkeit genommen werden, die man aus der Geschichte kannte. Gewaltenteilung nein! Gewaltentren¬ 
nung ja! Aber es handelt sich bei aller Trennung um Gewalten der Bourgeoisie. Wie stellen sich die Dinge in 
unseren Sozialismus-Vorstellungen dar? 

Abgesehen davon, dass wir nicht von Gewaltenteilung zwischen Klassen sprechen, wäre daran zu erinnern, 
dass es auch im Kampf der Arbeiterbewegung eine vergleichbare Position gab und gibt! Was anders ist die 
Forderung nach Mitbestimmung und Arbeiterkontrolle - wenn sie nicht von revisionistischen und opportuni¬ 
stischen Kräften verfälscht wird! - als das durch Massenkampf anzustrebende Eingreifen in Entscheidungs¬ 
mechanismen des Kapitals - also als eine Form der "Gewaltenteilung" ? 

Worum es uns geht, gerade auch angesichts von Erfahrungen mit dem realen Sozialismus, das ist die Tren¬ 
nung der legislativen, exekutiven und juridischen Gewalt als Gewalten ein und derselben politischen und 
sozialen Klassenkräfte des Sozialismus. Und auch da, um der Gefahr von Willkürhandlungen einen Pflock 
entgegen zu setzen. Zu verhindern, dass Staatsorgane Gesetze - Gesetze des sozialistischen ! Staates - 
verletzten. Was die Bourgeoisie konnte, sollten wir auch können: Eine Justiz eigenen Klassencharakters zu 
schaffen, die sich um die Einhaltung der sozialistischen Verfassung und der sozialistischen Gesetze küm¬ 
mert. Ich wüsste nicht, was gegen die Einrichtung eines Verfassungsgerichts in einem sozialistischen Staat 
sprechen könnte! 


Um vor dem Irrtum zu bewahren, staatliche Macht erschöpfe sich im Problem der Gewaltenteilung, sei dar¬ 
auf verwiesen, dass die drei genannten Instrumente der Macht nicht mit der Macht selbst verwechselt wer¬ 
den dürfen, sie sind gewissermaßen nur Abgeleitetes von der eigentlichen Machtgrundlage, den letztlich 
bestimmenden Produktions- und Eigentumsverhältnissen. An der kapitalistischen Macht änderte sich dem 
Wesen nach nichts, als der Faschismus die Gewaltenteilung beseitigte! Auch im Sozialismus wird die letzte 
Grundlage der sozialistischen Macht nicht durch die abgeleiteten Instrumente von Macht bestimmt, sondern 
von den sozialistischen Produktionsverhältnissen! 


Was die Missachtung historischer Erfahrungen angeht, wer missachtet die eigentlich, jene, die Lehren aus 
diesen Erfahrungen zu ziehen bemüht sind oder jene, die nicht einmal über diese Lehren nachdenken, dar¬ 
über diskutieren, sondern dem Wesen der Sache nach empfehlen, so fortzusetzen, wie man aufgehört habe 
- und womit man in die Niederlage geraten ist! 

Nach meinem Dafürhalten wirkt hinter den eben angeführten Problemen ein weiteres als theoretische 
Grundlage. Es handelt sich darum, wie Kommunisten an das Problem der proletarischen Diktatur herange¬ 
gangen sind, wie wir - undialektisch - uns zu Fragen verhalten haben, die vom revolutionären Bürgertum im 
antifeudalen Kampf entwickelt, später aber von ihm selbst mit Füßen getreten worden sind und bis zum 
heutigen Tag getreten werden. Es sind das Fragen der Menschenrechte (als ob es nicht in der "Internatio¬ 
nalen" hieße, wir erkämpften das Menschenrecht!), der (eben besprochenen) Teilung bzw. Trennung der 
Gewalten der jeweiligen Klassendiktatur, also einerseits der bürgerlichen, andererseits der proletarischen. 
Die Konzeption der Sowjets - unterschieden von jener Friedrich Engels über die demokratische Republik als 
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möglicher Form der Diktatur des Proletariats - , im Prozess der russischen Revolution aufgekommen, über¬ 
wand diese Theorie der Gewaltentrennung, da die Sowjets die legislative, exekutive und juridische Gewalt in 
sich vereinigten. Damit war aber ein Problemfeld entstanden, das sich im historischen Verlauf erst deutlich 
zeigen sollte: Dass nämlich eine der drei Gewaltmechanismen willkürlich in die anderen eingreifen konnte, 
was de facto zur Verletzung, gelegentlich sogar Außerkraftsetzung von Gesetzen der sozialistischen 
Staatsmacht, sozialistischen (!() Gesetzen, ihrer Ersetzung durch Willkürhandlungen möglich wurde. Ein 
Blick auf die Parteiorganisation, auf die Art, wie wir selbst diese Frage in dem bei uns relevanten Bereich 
handhaben, sollte eigentlich zeigen, dass wenigstens auf dieser Ebene das Problem gesehen und Mittel 
dagegen geschaffen worden sind. Da haben wir die legislative Institution in Form des Parteitags und des 
Parteivorstands, die durchführend in Gestalt des Sekretariats und schließlich die "judikative" in Gestalt der 
Schiedskommission. Sie wird bei uns direkt vom Parteitag gewählt, ist also eine Parteiinstitution eigenes 
Rechts, vom Parteivorstand durchaus getrennt. Wirf haben also unsere Institutionen durchaus getrennt, so 
dass jede im Rahmen eigener Kompetenzen wirkt, ohne dass dabei das Gesamtinteresse der Partei und 
das von ihr vertretene der Klasse verletzt würde! Niemand wird daraus folgern, damit sollte das einheitliche 
Handeln der Partei gefährdet werden. Alle drei genannten Institutionen der Partei, Parteivorstand, Sekretari¬ 
at und Schiedskommission sind Organe der einen Partei, wirken zusammen auf der Grundlage des Partei¬ 
statuts und der Parteibeschlüsse. Die Bourgeoisie macht uns vor, dass dies auch auf staatlicher Ebene 
machbar ist. Warum sollten wir dazu nicht fähig sein? 

Es gibt keinen plausiblen Grund - wegen des Umgangs der Bourgeoisie mit ihren "geheiligten" Prinzipien - 
unsererseits darauf zu verzichten, uns von der Geschichte geradezu eingebläute Lehren zu missachten. 
Solche Missachtung war aber einer der Gründe, die zur Herausbildung autokratischer Züge der proletari¬ 
schen Diktatur führte, mit den äußerst schwerwiegenden Folgen. 

Es handelt sich gewissermaßen um eine linke Abweichung bei der Behandlung des Problems der Diktatur 
des Proletariats. 

Darauf reagierten die sog. eurosozialistischen Parteien nicht mit Vorschlägen zur Korrektur des Fehlers, 
sondern durch das gleitende Übergehen auf die Position der bürgerlichen Demokratie - also einer Rechts¬ 
abweichung! -, womit sie zu Gefangenen der sozialdemokratischen Tendenzen wurden, was in der Zerstö¬ 
rung der kommunistischen Parteien geführt hat. 

Wenn ich es richtig sehe, läuft die Behebung der beiden Probleme auf eine Konzeption der sozialistischen 
Gesellschaft der Zukunft hinaus, welche die Staatsfrage auf der Grundlage der Macht der Arbeiterklasse 
und ihrer Verbündeten und der zu ziehenden Lehren aus unserer Niederlage zu lösen versucht. Ich halte die 
Sozialismusvorstellungen der DKP als Versuch, diese Probleme zu beantworten. 



